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Auszug aus der Niederschrift 
zur Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 
04.06.2020 

 
 

Öffentlicher Teil 
 
 

TOP 4.3.  Vorschlag der SPD-Fraktionhier: Regelmäßige Corona-Tests der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in den Kindertageseinrichtungen 
0484/2020 
 
geändert beschlossen 

 

Herr Rudel erläutert, dass der Antrag aus der Intention heraus gestellt wurde, Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in Kindertageseinrichtungen zu schützen und zugleich einen Über-
blick darüber zu gewinnen, was bereits passiert. Er fragt, wie die Sicht des städtischen 
Gesundheitsamtes – das dem Robert-Koch-Institut folgt – mit dem Sachantrag der Frak-
tionen CDU, Bündnis 90 / Die Grünen, FDP, Bürger für Hohenlimburg / Piraten Hagen, 
Die Linke. (Anlage 2) in Deckung zu bringen ist. 
 
Herr Oberbürgermeister Schulz entgegnet, dass nicht jeder Antrag mit der Verwaltungs-
meinung deckungsgleich sein muss. Die Verwaltung konnte die in dem Sachantrag auf-
geführten Punkte noch nicht prüfen. Daher möchte er den Antrag zuerst der Fachverwal-
tung zur Prüfung geben.  
 
Frau Dr. Scholten unterscheidet zunächst, dass man entweder epidemiologisch oder in-
fektionsschutztechnisch reagieren kann. Sie führt aus, dass es aus infektionsschutztech-
nischer Sicht Sinn ergibt, Menschen die in ihrer Immunität geschwächt sind anders zu 
schützen, als eine Bevölkerungsgruppe die weniger anfällig ist. In den Alten-, Pflegehei-
men und Krankenhäusern sind Testungen asymptomatischer Personen sinnvoller um 
einen Überblick darüber zu gewinnen, wie sich die Immunitätslage in diesen Einrichtun-
gen darstellt. Der ursprüngliche Vorschlag der SPD-Fraktion zur Reihentestung in Kin-
dertageseinrichtungen ist aus fachlicher Sicht als schwierig zu bewerten. Das Testergeb-
nis könne direkt nach der Abstrichentnahme schon falsch sein. Dies ist der Fall, wenn 
man sich innerhalb weniger Minuten nach der Testung ansteckt. 
 
Frau Kaufmann weist darauf hin, dass die Stadt Hagen für die kommunalen Einrichtungen 
verantwortlich ist und nur dort Testungen anordnen kann. Die freien Trägern hingegen 
können zwar aufgefordert nicht aber verpflichtet werden Testungen durchzuführen. Fer-
ner stellt sie dar, dass die Stadt Hagen als Kommune, anders als bei den Pflegeeinrich-
tungen, nicht zuständig ist. Die Zuständigkeit liegt hier beim Landesjugendamt. Daher 
kann die Entscheidung, sollte sie so getroffen werden, nur zum Teil umgesetzt werden. 
 
Herr Strüwer merkt an, dass sowohl bei Kitas als auch in Pflegeeinrichtung die Testung 
als sinnvoll erscheinen. Jedoch muss man sich fragen, welche Maßnahmen tatsächlich 
zielführend sind. In diesem Zusammenhang hält er die Anmerkungen vom Gesundheits-
amt für nachvollziehbar. Wenn man bei den 110 Kindertageseinrichtungen in Hagen 
durchschnittlich 20 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter pro Einrichtung zugrunde legt, dann 
handelt es sich um circa 2200 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die getestet werden 
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müssten. Gerade vor dem Hintergrund des Kurswechsels der Kassenärztlichen Vereini-
gung Westfalen-Lippe (KVWL), dass die Gesundheitsämter für Kassenpatienten keine 
Untersuchungen auf COVID-19 über die Krankenkassen abrechnen können, sollte finan-
zielle Frage der Testung berücksichtigt werden. Auch wenn hierin eine gute Möglichkeit 
steckt, Kontaktpersonen und Kontaktketten ausfindig zu machen, sollte festgehalten wer-
den, dass gerade Kinder und junge Menschen häufig symptomlos sind und auch nicht 
vorrangig zu der Risikogruppe gehören. Risikogruppen sind vor allem in Pflegeeinrich-
tungen. Herr Strüwer findet, dass gerade dort Wege gefunden werden müssen, um mög-
lichst früh Kontaktpersonen ausfindig zu machen und Kontaktketten zu unterbinden. Das 
ist in Hagener Pflegeeinrichtungen gut gelungen, da jeden Morgen entsprechende Kör-
pertemperaturmessungen stattgefunden haben. Er führt weiter aus, zu der Handhabung 
der Messung und dem weiteren Verlauf bei erhöhter Temperatur.  
 
Herr König erklärt, dass der Antrag gestellt wurde, weil die Vermutung nahe liegt, dass 
im Bereich der Kindertageseinrichtungen die Hygienevorschriften am schwierigsten ein-
zuhalten seien und daher die Sorge bestand, dass sich die Infektion über die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in Einrichtungen verbreitet. Da Frau Dr. Scholten erklärt hat, dass 
Reihentestungen aus Sicht des Gesundheitsamtes nicht notwendig sind, besteht Herr 
König nicht auf eine Abstimmung über den Vorschlag der SPD-Fraktion. Dann sollte für 
ihn jedoch gewährleistet sein, dass die vorsorgenden Maßnahmen von der Stadt Hagen 
getroffen werden. Zum Antrag der Allianzfraktionen regt er an, dass auch hier die Ver-
waltung diesen erstmal bewertet. 
 
Herr Sondermeyer hält Punkt 3 des Antrages der Allianzfraktionen für kritikwürdig. Den-
noch wird der Antrag von der Fraktion Die Linke. mitgetragen. Er ist der Meinung, dass 
insgesamt zu wenig getestet wird. Da der Hygiene- und Infektionsschutz für viele Men-
schen in dieser Stadt sehr wichtig ist, plädiert er dafür, dass mehr Testungen vorgenom-
men werden. 
 
Herr Thieser schlägt nach den Ausführungen von Frau Dr. Scholten und der Verwaltungs-
vorlage vor, beide Anträge zurückzuziehen und der Fachverwaltung die Wahl der zu er-
greifenden Maßnahmen zu überlassen. 
 
Frau Dr. Scholten erklärt vor dem Hintergrund, dass gerade Mitarbeiter die Infektion in 
Heime gebracht haben, Verfahren etabliert worden sind. Hier wurden als Maßnahme so-
genannte Schleusen eingerichtet, die man beim Zutritt zum Gebäude passieren musste. 
Dort wurden Fiebermessungen durchgeführt. Ein ähnliches Verfahren ließe sich auch im 
Kindergarten etablieren, um Fiebermessungen bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
aber auch bei Kindern durchführen zu können. 
 
Herr Oberbürgermeister Schulz spricht sich dafür aus, dass der Rat der Verwaltung auf-
gibt, sich fachlich mit diesen Vorschlägen auseinanderzusetzen. Die Verantwortung als 
Arbeitgeber der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kindertageseinrichtungen nimmt die 
Stadt selbstverständlich war.  
 
Herr Dr. Ramrath greift den Vorschlag von Herrn Thieser auf und schlägt vor, den Antrag 
zu verknappen und ein angemessen Verfahren zu etablieren. Die Fachverwaltung kann 
den Vorschlag dann nach erneuter Prüfung ausfüllen und Einzelheiten festlegen. Auf die 
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Ziffer 2 möchte er nicht verzichten, da ein Signal in Richtung der Kassenärztlichen Ver-
einigung Westfalen-Lippe (KVWL) ausgesprochen wird. Die Ziffer 3 kann im Sinne der 
Einigung gestrichen werden. 
 
Herr Oberbürgermeister Schulz fragt nach der konkreten Änderung des Sachantrages. 
 
Herr Dr. Ramrath beantragt, dass die Verwaltung beauftragt wird, ein angemessenes Ver-
fahren zu etablieren um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Kindertageseinrich-
tungen bestmöglich zu schützen. Ziffer 2 des Sachantrages der Allianzfraktionen bleibt 
unverändert und Ziffer 3 des Sachantrages wird gestrichen. 
 
Herr Wisotzki weist darauf hin, dass er den Abschnitt „Vorrangig messen alle Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter vor Dienstantritt zuhause die Körpertemperatur […]“ des ursprüng-
lichen Sachantrages der Allianzfraktionen für arbeitsrechtlich bedenklich hält. 
 
Herr Oberbürgermeister Schulz erläutert, dass dieser Sachantrag zurückgezogen wurde 
und lässt über den geänderten Sachantrag der Allianzfraktionen abstimmen. 
 

Beschluss: 
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, ein angemessenes Verfahren zu etablieren, um 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Kindertageseinrichtungen bestmöglich 
zu schützen. 
 
2. Der Rat der Stadt Hagen kritisiert den Kurswechsel der Kassenärztlichen Verei-
nigung Westfalen-Lippe (KVWL), wonach das Gesundheitsamt der Stadt Hagen für 
Kassenpatienten keine Untersuchungen auf Covid-19 mehr direkt über die Kran-
kenkassen abrechnen können. 
 

Abstimmungsergebnis: 
 

 Ja Nein Enthaltung 
OB 1   
SPD 6   
CDU 6   
Bündnis 90/ Die Grünen 2   
Hagen Aktiv 1   
Die Linke 1   
AfD 1   
FDP 1   
BfHo/Piraten Hagen 1   

 
 
X  Einstimmig beschlossen 

 
Dafür: 

 
20 

Dagegen: 0 
Enthaltungen: 0 
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Ratsfraktionen . Rathausstraße 11 . 58095 Hagen 

 
Herrn Oberbürgermeister 
 
Erik O. Schulz 
 
- im Hause 
 

 
Antrag für die Sitzung des HFA am 04.06.2020 
 
 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Schulz, 

 
 

gemäß § 16 Absatz 1 der GeschO des Rates vom 08.05.2008 in der Fassung des 7. Nachtrages vom 
21. April 2020 stellen wir für die Sitzung des HFA zum Tagesordnungspunkt 

 

 

TOP: I.4.3. Regelmäßige Corona-Tests in den Kindertageseinrichtungen (DS 
0484/2020) 

 
 

folgenden Antrag: 

1. Die Verwaltung wird beauftragt, sicherzustellen, dass das Personal ggf. in den Kindertages-
stätten morgens bei Dienstantritt mittels Infrarot-Messgerät auf Anzeichen von erhöhter 

Köpertemperatur untersucht wird. Vorrangig messen alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
vor Dienstantritt zuhause die Körpertemperatur, bestätigen Symptomfreiheit und dokumen-

tieren diese eigenverantwortlich in einem entsprechenden Formular. Dabei sind die ein-
schlägigen Grenzwerte zu beachten. Das Gesundheitsamt soll dazu die entsprechenden 

Hinweise verfassen. Bei Überschreitung der Grenzwerte erfolgt nach 5 Minuten eine erneute 
Temperaturmessung. Personen, die auch nach der zweiten Untersuchung die Grenzwerte 

überschreiten, werden dem Hausarzt oder dem Gesundheitsamt gemeldet, um weitere 
Maßnahmen veranlassen zu können. Dieses Verfahren kommt aktuell in Pflegeeinrichtungen 

für Senioren erfolgreich zum Einsatz. 
 

2. Der Rat der Stadt Hagen kritisiert den Kurswechsel der Kassenärztlichen Vereinigung West-
falen-Lippe (KVWL), wonach das Gesundheitsamt der Stadt Hagen für Kassenpatienten kei-

ne Untersuchungen auf Covid-19 mehr direkt über die Krankenkassen abrechnen können.   
 

3. Der Rat der Stadt Hagen begrüßt das Vorhaben von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn, 
Patienten in Krankenhäusern und Bewohner von Pflegeheimen in Zukunft verstärkt auf das 

neuartige Coronavirus präventiv testen zu lassen. 
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Begründung:  
 

Prinzipiell wäre die Testung von Personal und Kindern in Kindertageseinrichtungen zwar auf den 

ersten Blick wünschenswert. Allerdings macht die Verwaltungsantwort vom 03.06.2020 deutlich, 
dass eine solche Massentestung nicht die eigentlich angestrebte Klarheit über den tatsächlichen 

Gesundheitsstatus einer Person gibt. 
 

„Ein negatives Testergebnis hat keine Aussagekraft hinsichtlich einer Inkubations- oder Quaran-

tänezeit, sondern beschreibt lediglich eine Momentaufnahme zum Zeitpunkt der Testung und 

vermittelt insofern lediglich ein subjektives Gefühl der Sicherheit. 

 

Im Falle eines positiven Testergebnisses in einer Gemeinschaftseinrichtung werden jeweils einzel-

fallbezogen die Erkenntnisse aus der Kontaktpersonennachverfolgung herangezogen und ggfs. Te-

stungen veranlasst bzw. Quarantäne-Anordnungen erlassen, um das Ausbruchsgeschehen zu mi-

nimieren bzw. einzudämmen“, so die Stellungnahme der Verwaltung.“ 

 

Deshalb wollen die Antragsteller eine symptomatische Prüfung auf Fieber erreichen, die darüber 
hinaus auch Schutz vor anderen Infektionskrankheiten gewährt. 
 

 

Mit freundlichen Grüßen verbleiben 
 
 

Dr. Stephan Ramrath Nicole Pfefferer Claus Thielmann Thorsten Kiszkenow 
Vorsitzender 
CDU-Ratsfraktion 

Fraktionssprecherin 
Bündnis 90/ 
Die Grünen 

Fraktionsvorsitzender 
FDP-Fraktion 

Vorsitzender 
Fraktion 
Bürger für Hohenlim-

burg/Piraten Hagen 

 
Elke Hentschel 

   

Vorsitzende 
Ratsfraktion Die Linke 
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